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(Nr. 10985.) Geſetz, betreffend die Verpflichtung der Gemeinden in der Provinz Heſſen⸗Naſſau 
zur Haltung von Ziegenböcken. Vom 12. Juni 1909. 


Wir Wilhelm, bon Gottes Gnaden König von Preußen ac, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: \ gt 


VESS 


§ 1. 


Wenn und ſoweit in einer zu einem Landkreiſe gehörigen Gemeinde die 
Anzahl der zum Decken gehaltenen Ziegenböcke ungenügend iſt, hat die Gemeinde 
die Verpflichtung, eine dem Bedürfnis entſprechende Anzahl von Ziegenböcken 
anzuſchaffen und zu unterhalten. 

Darüber, ob für die Gemeinden die Notwendigkeit zur Haltung von 
Ziegenböcken vorliegt, ſowie darüber, ob die Anzahl der vorhandenen Ziegenböcke 
als ungenügend anzuſehen iſt und wieviel Böcke im Verhältniſſe zu der Zahl von 
Ziegen von der Gemeinde zu halten ſind, beſchließt der Kreisausſchuß mit der 
Maßgabe, daß Gemeinden, in denen weniger als 30 deckfähige Ziegen vorhanden 
ſind, zur Haltung eines eigenen Ziegenbocks nicht genötigt werden können, und 
daß in der Regel für je 80 deckfähige Ziegen ein Bock gehalten werden muß. 

Gegen den Beſchluß des Kreisausſchuſſes findet die Beſchwerde an den 
Provinzialrat ſtatt. 


§ 2. 

Es ift den Gemeinden geftattet, die Haltung der von ihnen beſchafften 
Ziegenböcke zuverläſſigen Perſonen zu übertragen. Die mit den Bockhaltern ab- 
zuſchließenden Verträge bedürfen der Genehmigung des Kreisausſchuſſes. 
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§ 3. 

Mit Genehmigung des Kreisausſchuſſes kann fih eine Gemeinde mit einer 
oder mehreren benachbarten Gemeinden zu einem Bockhaltungsverbande vereinigen. 
Geſchieht dies, ſo kommen die Beſtimmungen des § 1 dieſes Geſetzes ſinngemäß 
zur Anwendung. ; 

Eine ſolche Vereinigung kann durch Beſchluß des Kreisausſchuſſes ange⸗ 
ordnet werden, wenn eine oder mehrere Gemeinden für ſich allein außerſtande 
ſind, den Vorſchriften dieſes Geſetzes zu entſprechen. 


§ 4. 

Bei der nach § 1 anzuſtellenden Berechnung der erforderlichen Anzahl von 
Ziegenböcken werden nur diejenigen Böcke berückſichtigt, die zur Zucht tauglich 
befunden und angekört worden ſind. Die Körung der Ziegenböcke erfolgt auf 
Grund einer vom Regierungspräſidenten nach Maßgabe der §§ 137, 139 und 
140 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 30. Juli 1883 (Ge⸗ 
ſetziaamml. S. 195) zu erlaſſenden Körordnung. 


§ 5. 

In den Stadtkreiſen kann auf Antrag beteiligter Ziegenbeſitzer durch die 
Kommunalaufſichtsbehörde angeordnet werden, daß die vorſtehenden Beſtimmungen 
Anwendung finden. In dieſem Falle tritt an die Stelle des Kreisausſchuſſes der 
Bezirksausſchuß. 

§ 6. 

Etwa beſtehende beſondere Verpflichtungen zur Bockhaltung werden durch 
dieſes Geſetz nicht berührt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterfchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Neues Palais, den 12. Juni 1909. 


(L. S.) Wilhelm. 


Fürſt v. Bülow. v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Einem. Delbrück. Beſeler. 
v. Breitenbach. v. Arnim. v. Moltke. Sydow. 
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(Nr.10986.) Geſetz, betreffend die Abänderung des Allgemeinen Berggeſetzes vom 24. Juni 1809 


und 14. Juli 1905. Vom 28. Juli 1909. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 


Das Allgemeine Berggeſetz für die Preußiſchen Staaten vom 24. Juni 1892 


in der Faſſung des Geſetzes vom 14. Juli 1905 (Geſetzſamml. 1865 S. 705, 
1892 S. 131, 1905 S. 307) wird, wie folgt, abgeändert: 


Artikel J. 
An Stelle der $$ 73 bis 77 treten folgende Vorſchriften: 


973. 
Der Betrieb darf nur unter Leitung, Aufſicht und Verantwort⸗ 
lichkeit von Perſonen geführt werden, deren Befähigung hierzu an⸗ 
erkannt ift (Aufſichtsperſonen). 


874. 


Der Bergwerksbeſitzer hat die zur Leitung und Beaufſichtigung 
des Betriebs angenommenen Perſonen ($ 73), wie Betriebsführer, 
Steiger, techniſche Aufſeher uſw., unter Angabe des einer jeden zu 
übertragenden Geſchäftskreiſes der Bergbehörde namhaft zu machen. 

Dieſe Perſonen ſind verpflichtet, ihre Befähigung zu den ihnen 
zu übertragenden Geſchäften nachzuweiſen und ſich zu dieſem Zwecke 
auf Erfordern einer Prüfung durch die Bergbehörde zu unterwerfen. 

Erſt nachdem letztere die Befähigung anerkannt hat, dürfen die 
genannten Perſonen die ihnen übertragenen Geſchäfte übernehmen. 


§ 75. 


Wird der Betrieb oder ein Teil desſelben von einer Perſon ge- 
leitet oder beaufſichtigt, welche das erforderliche Anerkenntnis ihrer 
Befähigung ($ 74) nicht beſitzt, oder welche dieſe Befähigung wieder 
verloren hat, ſo iſt die Bergbehörde nach Anhörung der Beteiligten 
befugt, die ſofortige Entfernung derſelben zu verlangen und nötigen⸗ 
falls den in Betracht kommenden Betrieb ſo lange einzuſtellen, bis 
eine als befähigt anerkannte Perſon angenommen iſt. 
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Gegen die Entſcheidung, durch welche die Befähigung einer Perſon 
nicht anerkannt oder einer Perſon die Befähigung aberkannt worden 
iſt, findet innerhalb zwei Wochen von der Zuſtellung an die Klage 
im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem Bergausſchuſſe ſtatt. Die Ent⸗ 
ſcheidung des Bergausſchuſſes iſt endgültig. 


§ 76. 

Eine jede der Aufſichtsperſonen, welche die Leitung oder Beauf⸗ 
ſichtigung des Betriebs übernommen Haben, ift innerhalb des ihr über 
tragenen Geſchäftskreiſes für die Innehaltung der Betriebspläne ſowie 
für die Befolgung aller im Geſetz enthaltenen oder auf Grund des— 
ſelben ergangenen Vorſchriften und Anordnungen verantwortlich. 

Der Bergwerksbeſitzer oder ſein geſetzlicher Vertreter, die von ihm 
mit der Verwaltung des Bergwerksbeſitzes Beauftragten ſowie diejenigen 
Perſonen, welche den in $$ 73 und 74 bezeichneten Aufſichtsperſonen 
vorgeſetzt find, find neben den im Abſ. 1 bezeichneten Perſonen ver- 
antwortlich: 

1. inſoweit ſie mit Anordnungen in den Betrieb eingegriffen haben, 
von denen ſie wußten oder wiſſen mußten, daß ihre Ausführung 
gegen die Betriebspläne oder gegen die im Geſetz enthaltenen oder 
auf Grund desſelben ergangenen Vorſchriften und Anordnungen 
verſtoßen würde; i 

2. inſoweit fie durch Handlungen oder Unterlaffungen den ihnen 
unterſtellten Aufſichtsperſonen die Möglichkeit genommen haben, 
den ihnen nach dem Geſetz oder nach den auf Grund desſelben 
ergangenen Vorſchriften und Anordnungen obliegenden Verpflich- 
tungen nachzukommen; 

3. wenn fie von einer Handlung oder Unterlaſſung der ihnen unter- 
ſtellten Perſonen Kenntnis erhalten und dieſe zugelaſſen haben, 
obwohl ſie wußten, daß ſie gegen die Betriebspläne oder gegen 
die im Geſetz enthaltenen oder auf Grund desſelben ergangenen 
Vorſchriften und Anordnungen verſtoße 

4. wenn ſie bei der nach ihrer tatſächlichen Stellung zum Betrieb 
ihnen obliegenden und nach den Verhältniſſen möglichen eigenen 
Beaufſichtigung der ihnen unterſtellten Aufſichtsperſonen es an 
der erforderlichen Sorgfalt haben fehlen laſſen. 

Die im Abſ. 2 bezeichneten Perſonen ſind von dem Werksbeſitzer 
unter Angabe ihres Geſchäftskreiſes der Bergbehörde namhaft zu 
machen. i 

§ 77. 

Die in §§ 73, 74 bezeichneten Aufſichtsperſonen find verpflichtet, 

die Bergbeamten, welche im Dienſte das Bergwerk befahren, zu 
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begleiten und denſelben auf Erfordern Auskunft über den Betrieb, 
über die Ausführung der Arbeitsordnung und über alle ſonſtigen, der 
Aufſicht der Bergbehörde unterliegenden Gegenſtände zu erteilen. 


Artikel II. 
An Stelle der §§ 80 f und 80 ka treten die folgenden Vorſchriften: 


§ 80f. 

Auf Steinkohlenbergwerken, auf unterirdiſch betriebenen Braun⸗ 
kohlen⸗ und Erzbergwerken ſowie auf Kaliſalzbergwerken oder auf 
ſelbſtändigen Betriebsanlagen dieſer Art müſſen, wenn darauf in der 
Regel mindeſtens 100 Arbeiter beſchäftigt werden, Sicherheitsmänner 
und ein Arbeiterausſchuß vorhanden ſein. f 


§ 80 fa. ; 
Die Zahl der Sicherheitsmänner ift, abgefehen von den Fällen 
des § 80 ku, fo zu beſtimmen, daß auf jede zur Zeit der Wahl 
beſtehende Steigerabteilung ein Sicherheitsmann entfällt. 


§ 80fb. 

Die Wahl der Sicherheitsmänner erfolgt nach Steigerabteilungen 
oder nach Fahrabteilungen ($ 80 fun); bei der Wahl nach Steiger- 
abteilungen wählt jede Steigerabteilung einen Sicherheitsmann aus 
ihrer Mitte. Die Wahl iſt unmittelbar und geheim. 

Zur Wahl berechtigt ſind nur volljährige Arbeiter, welche ſeit 
Eröffnung des Betriebs oder mindeſtens ein Jahr ununterbrochen 
auf dem Bergwerke gearbeitet haben. Die Sicherheitsmänner müſſen 
mindeſtens 30 Jahre alt ſein und ſeit der Eröffnung des Betriebs 
oder mindeſtens ein Jahr ununterbrochen auf dem Bergwerk und 
außerdem mindeſtens zwei Jahre auf gleichartigen Bergwerken desſelben 
Bezirkes unter Tage gearbeitet haben. Sie müſſen mindeſtens fünf 
Jahre als Hauer beſchäftigt geweſen fein. Sie dürfen weder felbit 
Gaſt⸗ oder Schankwirtſchaft betreiben, noch denſelben Hausſtand mit 
einem Angehörigen teilen, der ein ſolches Gewerbe betreibt. Wähler 
und Sicherheitsmänner müſſen die bürgerlichen Ehrenrechte und die 
deutſche Reichsangehörigkeit beſitzen, die Sicherheitsmänner überdies der 
deutſchen Sprache in Wort und Schrift mächtig ſein. Eine Unter⸗ 
brechung der Arbeit liegt nicht vor, wenn Arbeiter alsbald nach 
Beendigung einer militäriſchen Dienſtleiſtung, eines Ausſtandes oder 
einer Ausſperrung wieder zur Beſchäftigung auf demſelben Bergwerk 
angenommen werden, ohne inzwiſchen auf einem anderen Bergwerke 
beſchäftigt geweſen zu ſein. 


ee 


Die Sicherheitsmänner find auf mindeſtens ein und auf höchſtens 
fünf Jahre zu wählen. Der Wahltermin iſt vier Wochen vor der 
Wahl bekannt zu geben. 


.$ 80 fe. 


Soweit die Arbeiter von dem Rechte der Wahl der Sicherheits⸗ 
männer keinen Gebrauch machen, oder auf einem Bergwerk oder einer 
ſelbſtändigen Betriebsanlage Perſonen nicht vorhanden ſind, die nach 
§ 80fb wahlberechtigt find oder gewählt werden können, iſt das 
Oberbergamt befugt, die Sicherheitsmänner zu ernennen. Auch kann 
das Oberbergamt unter beſonderen Umſtänden die im § 80 f b Abf. 2 
Satz 3 bezeichnete fünfjährige Beſchäftigungszeit bis zu zwei Jahren 
herabſetzen. . 


§ sofa. 


Die Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes müſſen in ihrer Mehrzahl 
nach Maßgabe des § 80 fe von den Arbeitern gewählt werden. Auf 
mindeſtens je 400 Mann der zur Zeit der Wahl vorhandenen Geſamt⸗ 
belegſchaft muß ein Vertreter entfallen; die Mindeſtzahl der Vertreter 
beträgt drei. Die Belegſchaft über Tage muß, falls ſie regelmäßig 
mindeſtens 100 Arbeiter umfaßt, bei der Zuſammenſetzung des Arbeiter- 
ausſchuſſes angemeſſen berückſichtigt werden, mindeſtens aber durch ein 
von ihr aus ihrer Mitte gewähltes Mitglied vertreten ſein. 


§ 80 fe. 


Die Wahl der Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes erfolgt, ſoweit die 
Belegſchaft unter Tage in Betracht kommt, durch die Sicherheitsmänner, 
ſoweit die Belegſchaft über Tage in Betracht kommt, durch die Arbeiter 
über Tage. Die Wahl durch die Sicherheitsmänner geſchieht unmittelbar 
und geheim und in der Weiſe, daß die Sicherheitsmänner tunlichft 
ſogleich, ſpäteſtens aber innerhalb drei Tagen nach ihrer eigenen Wahl 
die Vertreter aus ihrer Mitte wählen. Iſt die Anzahl der Sicher⸗ 
heitsmänner geringer, als für den Arbeiterausſchuß erforderlich ift, fo 
haben die wahlberechtigten Arbeiter eine Zuwahl aus ſolchen Arbeitern, 
welche das Erfordernis zum Amte als Sicherheitsmann beſitzen, vorzu⸗ 
nehmen. Die Wahl durch die Arbeiter über Tage iſt unmittelbar und 
geheim; es finden auf fie die Vorſchriften im § 80 kb Abſ. 2 Satz I, 
2, 4, 5 und 6 entſprechende Anwendung. 

Die Verhältniswahl ift zuläſſig. 

Die Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes ſind auf dieſelbe Zeitdauer 
zu wählen wie die Sicherheitsmänner. 
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§ 80f£ 


Dem Werksbeſitzer ſteht es frei, durch die Arbeitsordnung oder 
beſondere Satzung die Zahl der in den Ausſchuß zu wählenden Mit⸗ 
glieder höher feſtzuſetzen oder zu beſtimmen, daß alle Sicherheitsmänner 
Mitglieder des Arbeiterausſchuſſes ſind. 


§ 80 fg. 

Die Sicherheitsmänner ſind in der Steigerabteilung, in der ſie 
gewählt find, zu beſchäftigen. Sie haben die Befugnis, ihre Steiger⸗ 
abteilung zweimal im Monate zu befahren und ſie in bezug auf die 
Sicherheit des Lebens und der Geſundheit der Arbeiter zu unterſuchen. 
Ihre Befahrungen erfolgen in Begleitung eines Aufſichtsbeamten (§ 73). 
Den Tag und die Schicht der Befahrung beſtimmt der Sicherheitsmann. 


Außerdem haben die Sicherheitsmänner die Befugnis, an den 
Unterſuchungen derjenigen in ihrer Steigerabteilung vorkommenden 
Unfälle teilzunehmen, welche nach § 204 Veranlaſſung zu einer Unter⸗ 
ſuchung durch den Revierbeamten geben. Die Werksverwaltung hat 
dem Sicherheitsmanne rechtzeitig von dem Zeitpunkte der Unfallunter⸗ 
ſuchung Kenntnis zu geben. 

Der Sicherheitsmann iſt verpflichtet, die im Abſ. 1 bezeichneten 
Befahrungen vorzunehmen, wenn der Arbeiterausſchuß dies für not⸗ 
wendig erklärt. . 

Erachtet die Mehrheit des Arbeiterausſchuſſes oder der Sicherheits- 
männer ($ 80 f) aus beſonderen, auf beſtimmte Tatſachen oder Wahr- 
nehmungen geſtützten, der Werksverwaltung mitzuteilenden Gründen 
außer den regelmäßigen Befahrungen (Abſ. 1) weitere Befahrungen für 
notwendig, ſo iſt der Sicherheitsmann der betreffenden Abteilung 
berechtigt und verpflichtet, dieſe Befahrungen vorzunehmen, ſofern nicht 
die Werksverwaltung alsbald nach Kenntnis des Beſchluſſes gegen die 
beabſichtigte Befahrung Einſpruch erhebt. In dieſem Falle hat die 
Werksverwaltung unverzüglich dem Bergrevierbeamten von der Sach⸗ 
lage Mitteilung zu machen. Die Koſten dieſer außerordentlichen Be⸗ 
fahrungen fallen den unterirdiſch beſchäftigten Arbeitern zur Laſt. Die 
Vorſchriften des § 80 Abſ. 2 Satz 7 und 8 finden entſprechende 
Anwendung. 

Die Werksverwaltung hat für jeden Sicherheitsmann ein beſonderes 
Fahrbuch anzulegen. In dieſes Fahrbuch hat der Sicherheitsmann 
ſogleich nach beendigter Befahrung das Ergebnis derſelben einzutragen. 
Der Betriebsführer hat das Fahrbuch nach jeder Befahrung einzufehen; 
er ift befugt, feine Bemerkungen zu den Eintragungen des Sicherheits- 
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manns zu machen. Im übrigen ift über die Einrichtung des Fahr- 
buchs, die zuläſſigen Eintragungen und ſeine Aufbewahrung in der zu 
erlaſſenden Ausführungsanweiſung Beſtimmung zu treffen. 

Der Bergrevierbeamte iſt jederzeit befugt, die Fahrbücher der 
Sicherheitsmänner einzuſehen. Das gleiche Recht ſteht dem Arbeiter— 
ausſchuſſe zu. ; 

Eintragungen in das Fahrbuch, in denen die Beſorgnis einer 
dringenden Gefahr ausgeſprochen wird, ſind durch den Betriebsführer 
unverzüglich zur Kenntnis des Bergrevierbeamten zu bringen. Gleich- 
zeitig iſt mitzuteilen, welche Anordnungen zur Beſeitigung der Gefahr 
getroffen worden ſind. 

Auch im übrigen iſt der Sicherheitsmann verpflichtet, die zu ſeiner 
Kenntnis gelangenden Zuſtände und Vorgänge, welche geeignet ſind, 
das Leben oder die Geſundheit der Arbeiter zu gefährden, unverzüglich 
einem feiner Vorgeſetzten zu melden. Abſ. 7 findet auf diefe Meldungen 
entſprechende Anwendung. 

Der Sicherheitsmann iſt ferner verpflichtet, bei Befahrungen ſeiner 
Steigerabteilung durch den Bergrevierbeamten dieſen auf Erfordern zu 
begleiten und ihm jede Auskunft über die Sicherheitsverhältniſſe der 
Steigerabteilung zu geben. Dasſelbe gilt bei Befahrungen der Steiger- 
abteilung durch das Hilfsperſonal des Bergrevierbeamten. 


Ebenſo iſt der Sicherheitsmann verpflichtet, auf Verlangen der 
Werksverwaltung eine Befahrung feiner Steigerabteilung (Abſ. 1) vor⸗ 
zunehmen. 


§ 80fh. 


Der Sicherheitsmann erhält für jede von ihm nach den Vor- 
ſchriften des § 80 fg Abſ. 1, 2, 3, 9 und 10 vorgenommene Be- 
fahrung von der Werksverwaltung eine Entſchädigung in Höhe des 
ihm entgangenen Arbeitsverdienſtes. 


§ 80fi. 


Dem Arbeiterausſchuſſe liegt es ob, darauf hinzuwirken, daß das 
gute Einvernehmen innerhalb der Belegſchaft und zwiſchen der Beleg⸗ 
{daft und dem Arbeitgeber erhalten bleibt oder wiederhergeſtellt wird. 


Der Arbeiterausſchuß hat die in den GY 80 e Abſ. 2, 80 d Abſ. 2, 3 
und 80 g Abſ. 1 bezeichneten Aufgaben. Außerdem hat er Anträge, 
Wünſche und Beſchwerden der Belegſchaft, die fic) auf die Betriebs- 
und Arbeitsverhältniſſe und die Wohlfahrtseinrichtungen des Bergwerkes 
beziehen, zur Kenntnis des Bergwerksbeſitzers zu bringen und ſich 
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darüber zu äußern. Er hat ferner die Befugnis, nach näherer Bor- 
ſchrift des § 80 fK die im § 80 fg Abſ. 3 und 4 erwähnten Cnt- 
ſcheidungen zu treffen. 

Auf Verlangen von mindeſtens einem Viertel der Mitglieder des 
Arbeiterausſchuſſes muß eine Sitzung anberaumt und der beantragte 
Beratungsgegenſtand auf die Tagesordnung geſetzt werden. 


§ 80 fk. 

An den die Sicherheit der Grube betreffenden, insbeſondere den 
in § 80fe Abſ. 3 und 4 und § SOfm bezeichneten Verhandlungen 
und Entſcheidungen des Arbeiterausſchuſſes nehmen auch die dem 
Arbeiterausſchuſſe nicht angehörigen Sicherheitsmänner teil. 


§ 80fl. 

Scheidet ein Sicherheitsmann während ſeiner Wahlperiode aus 
ſeinem Amte aus, oder wird er durch Krankheit oder ſonſtige Umſtände 
an der Fortſetzung ſeiner Tätigkeit als Sicherheitsmann verhindert, 
oder wird eine neue Steigerabteilung gebildet, fo hat der Arbeiter⸗ 
ausſchuß einen der Sicherheitsmänner zu beſtimmen, der für die 
betreffende Steigerabteilung die Rechte und Pflichten des Sicherheits⸗ 
manns hat. Auch kann der Werksbeſitzer in einem ſolchen Falle die 
Vornahme einer Neuwahl veranlaſſen. Er muß dies tun, wenn es 
das Oberbergamt anordnet. 

Beim Ausſcheiden eines Arbeiterausſchußmitglieds findet Erſatz⸗ 
wahl ſtatt. 

$ 80 fm. 

Der Arbeiterausſchuß kann unter Zuſtimmung der Mehrheit der 
anweſenden Sicherheitsmänner beſchließen, daß die regelmäßigen monat- 
lichen Befahrungen der Sicherheitsmänner ($ 80 fg) bis auf ander 
weite Anordnung wegfallen. Der Beſchluß tritt nach Genehmigung 
des Oberbergamts in Wirkſamkeit. Er kann jederzeit durch einen 
gegenteiligen Beſchluß des Arbeiterausſchuſſes oder der Mehrheit der 
Sicherheitsmänner aufgehoben werden. Letzterer Beſchluß bedarf nicht 
der Genehmigung. 

$ 80fn. 


Auf Antrag des Werksbeſitzers kann das Oberbergamt genehmigen, 
daß die Wahl nach Fahrabteilungen erfolgt. Zu dieſem Zwecke hat 
der Werksbeſitzer das Bergwerk oder die ſelbſtändige Betriebsanlage in 
Fahrabteilungen einzuteilen. Die ſämtlichen Baue einer Fahrabteilung 
müſſen in höchſtens drei Schichten befahren werden können. Die 
Vorſchriften des § 80 fb Abſ. 2 und 3 finden Anwendung. Die Wahl 
iſt unmittelbar und geheim, die Verhältniswahl iſt zuläſſig. 
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Die gewählten Sicherheitsmänner find auf die verſchiedenen Fahr⸗ 
abteilungen zu verteilen und in ihnen zu beſchäftigen. Für die 
Abteilungen, in denen ſie beſchäftigt find, haben fie die in §§ 80g 
und 80 fh bezeichneten Rechte und Pflichten der Sicherheitsmänner, 
mit der Maßgabe, daß fie für jede der im § 80 fg Ab. bezeichneten 
regelmäßigen Befahrungen bis zu drei Schichten verwenden dürfen. 

Iſt in einer Fahrabteilung kein Sicherheitsmann oder mehr als 
ein Sicherheitsmann beſchäftigt, ſo hat der Arbeiterausſchuß denjenigen 
Sicherheitsmann zu beſtimmen, welcher für die betreffende Fahrabteilung 
die Rechte und Pflichten eines Sicherheitsmanns hat. § 80 f! findet 
entſprechende Anwendung. 


§ 80 fo. 

Das Amt eines Sicherheitsmanns und das eines Arbeiterausſchuß⸗ 
mitglieds erliſcht, ſobald er aus dem Arbeitsverhältnis ausſcheidet oder 
eine andere Vorausſetzung ſeiner Wählbarkeit verliert. 

Einem Sicherheitsmanne kann indes zu einem früheren Zeitpunkt 
als zum Ablaufe ſeiner Wahlperiode das Arbeitsverhältnis durch den 
Werksbeſitzer nur gekündigt werden: 

1. wenn er ſeinen Verpflichtungen als Sicherheitsmann nicht nach⸗ 
kommt; 
2. wenn ſonſt Tatſachen vorliegen, die ihn als nicht geeignet zur 

Fortſetzung feiner Tätigkeit als Sicherheitsmann erſcheinen laffen; 

3. wenn er ſeine Tätigkeit als Sicherheitsmann zu Zwecken miß⸗ 
braucht, die mit feinem Amte als Sicherheitsmann nicht im Zu- 
ſammenhange ſtehen; 

4. wenn wichtige Gründe anderer Art vorliegen, die mit der Aus⸗ 
übung ſeines Amtes als Sicherheitsmann nicht zuſammenhängen. 

In den Fällen des § 82 kann auch ein Sicherheitsmann vor 

Ablauf der vertragsmäßigen Arbeitszeit und ohne Aufkündigung ent- 
laſſen werden. 
Von einem jeden Ausſcheiden eines Sicherheitsmanns, ſei es in⸗ 
folge Kündigung oder Entlaſſung durch den Werksbeſitzer, ſei es in⸗ 
folge eigener Kündigung oder Aufgabe der Arbeit durch den Sicher⸗ 
heitsmann, iſt der Bergrevierbeamte unverzüglich durch den Werks⸗ 
beſitzer in Kenntnis zu ſetzen. Auf Antrag eines Beteiligten iſt der 
Revierbeamte verpflichtet, die Gründe des Ausſcheidens zu unterſuchen 
und ſeine Vermittlung eintreten zu laſſen. 


§ 80 fp. 
Aber die Organiſation, Wahl, Zuſtändigkeit und Geſchäftsführung 
des Arbeiterausſchuſſes ſowie über die Wahl und Tätigkeit der Sicher⸗ 
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heitsmänner find in den Arbeitsordnungen oder in beſonderen Satzungen 
nähere Beſtimmungen zu treffen. Der Werksbeſitzer iſt befugt, in 
den Arbeitsordnungen oder beſonderen Satzungen die Befugniſſe des 
Arbeiterausſchuſſes und der Sicherheitsmänner zu erweitern. 


§ 80f q. 

Das Oberbergamt entſcheidet über Beſchwerden, betreffend die 
Gültigkeit der Wahlen ($$ 80 f b, 80 f d, 80 fe, 804% 80f n). 

Das Oberbergamt ift befugt, einen Arbeiterausſchuß, der ſeine 
Zuſtändigkeit überſchreitet, aufzulöſen. Der Auflöſung muß eine Ver⸗ 
warnung durch das Oberbergamt vorausgehen. 

Das Oberbergamt kann einen Sicherheitsmann, der ſeinen im 
§ 80f g Abſ. 3, 4, 5, 8, 9 und 10 bezeichneten Verpflichtungen nicht 
nachkommt, ſeines Amtes entheben. Die Entſcheidung erfolgt nach 
Ladung und Anhörung der Beteiligten in öffentlicher Sitzung auf 
Grund mündlicher Verhandlung durch einen mit Gründen zu ver⸗ 
ſehenden Beſchluß. Auf das Verfahren finden die §§ 71 bis 73 und 
75 bis 81 des Geſetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 (Gefegfamml. S. 195) entsprechende Anwendung. 


ENNS, ; 

Die in den Arbeitsordnungen oder in beſonderen Satzungen ent- 
haltenen Beſtimmungen über die Verwendung der Strafgelder und 
die Verwaltung der Unterſtützungskaſſen, über die Organiſation, Wahl, 
Zuſtändigkeit und Geſchäftsführung des Arbeiterausſchuſſes ſowie über 
die Sicherheitsmänner unterliegen der Genehmigung des Oberbergamts. 
Abgeſehen von den Vorſchriften über die Wahlen darf die Genehmigung 
nur verſagt werden, wenn die Beſtimmungen gegen die Geſetze 
verſtoßen. ; 


§ 80fs. : 

Auf denjenigen Bergwerken oder ſelbſtändigen Betriebsanlagen, 
welche nicht zu den im § 80f bezeichneten gehören, muß, ſofern auf 
ihnen in der Regel mindeſtens einhundert Arbeiter beſchäftigt werden, 
ein Arbeiterausſchuß vorhanden ſein. Die Mitglieder dieſes Ausſchuſſes 
müſſen in ihrer Mehrzahl von den Arbeitern des Bergwerkes oder der 
felbftändigen Betriebsanlage in unmittelbarer und geheimer Wahl 
gewählt werden. Die Verhältniswahl iſt zuläſſig. Die Zahl der 
Vertreter ſoll mindeſtens drei betragen. 

Die in den §§ 80 f b Abſ. 2 Satz 1, 2, 4, 5 und 6, Abſ. 3, 
80 fi, 80f1 Abſ. 2, 80 fo Abſ. 1, 80 fp, 80fq Abſ. 1 und 2 und 
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80 fr für die Sicherheitsmänner und die Arbeiterausſchüſſe gegebenen 
Vorſchriften finden auf die Mitglieder dieſer Arbeiterausſchüſſe (Abſ. J) 
entſprechende Anwendung. 


Artikel III. à 
1. Zu $ 88. 
Abſ. 2 fällt fort. 
2. Als J§ 88a, 88b, 886, 88d werden folgende Vorschriften eingeſchaltet: 


§ 88a. 

Wird durch Vertrag eine kürzere oder längere Kündigungsfriſt 
ausbedungen, fo muß fie für beide Teile gleich fein; fie darf nicht 
weniger als einen Monat betragen. 

Die Kündigung kann nur für den Schluß eines Kalendermonats 
zugelaſſen werden. 

Die Vorſchriften des Abſ. 1 finden auch in dem Falle An: 
wendung, wenn das Dienſtverhältnis für beſtimmte Zeit mit der Ver⸗ 
einbarung eingegangen iſt, daß es in Ermangelung einer vor dem 
Ablaufe der Vertragszeit erfolgten Kündigung als verlängert gelten ſoll. 

Eine Vereinbarung, die dieſen Vorſchriften zuwiderläuft, iſt nichtig. 


§ 88 b. 


Die Vorſchriften des § 88a finden keine Anwendung, wenn der 
Angeſtellte ein Gehalt von mindeſtens fünftauſend Mark für das Jahr 
bezieht. 


§ 88c. 


Wird ein Angeſtellter nur zur vorübergehenden Aushilfe ange— 
nommen, fo finden die Vorſchriften des H 88a keine Anwendung, es 
ſei denn, daß das Dienſtverhältnis über die Zeit von drei Monaten 
hinaus fortgeſetzt wird. Die Kündigungsfriſt muß jedoch auch in einem 
ſolchen Falle für beide Teile gleich ſein. 


§ 88d. 


Jeder der beiden Teile kann vor Ablauf der vertragsmäßigen Zeit 
und ohne Innehaltung einer Kündigungsfriſt die Aufhebung des Dienft- 
verhältniſſes verlangen, wenn ein wichtiger, nach den Umſtänden des 
Falles die Aufhebung rechtfertigender Grund vorliegt. 
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3. Im § 89 wird 
a) im Abſ. 1 Ziffer 4 hinter dem Worte „Bergarbeit“ eingeſchaltet: 
gröblich oder wiederholt 
b) im Abf. 1 Ziffer 5 hinter den Worten „oder Abweſenheit“ ein- 
geſchaltet: 
oder durch eine die Zeit von acht Wochen überſteigende mili- 
täriſche Dienftleiftung ; 
c) der Abſ. 2 aufgehoben. 
A, Hinter § 90 wird eingefügt: 


i 
§ 90a. 

Wird einer der im § 88 bezeichneten Angeſtellten durch unver⸗ 
ſchuldetes Unglück an der Leiſtung der Dienſte verhindert, fo behält 
er feinen Anfpruch auf Gehalt und Unterhalt, jedoch nicht über die 
Dauer von ſechs Wochen hinaus. Dies gilt auch dann, wenn das 
Dienſtverhältnis auf Grund des § 89 aufgehoben wird, weil der An⸗ 
geſtellte durch unverſchuldetes Unglück längere Zeit an der Verrichtung 
ſeiner Dienſte verhindert wird. 

Eine Vereinbarung, durch welche von dieſen Vorſchriften zum 
Nachteile des Angeſtellten abgewichen wird, ift nichtig. 

Der Angeſtellte muß ſich den Betrag anrechnen laſſen, der ihm 
für die Zeit, für welche er den Anſpruch auf Gehalt und Unterhalt 
behält, auf Grund der geſetzlichen Krankenverſicherung zu gewähren iſt. 


§ 90b. 

Die Zahlung des dem Angeſtellten zukommenden Gehalts hat 
am Schluſſe jeden Monats zu erfolgen. Eine abweichende Vereinbarung 
iſt inſoweit nichtig, als die Gehaltszahlung in längeren als in viertel- 
jährlichen Zeitabſchnitten erfolgen foll. 


Artikel IV. 
Der § 192a Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 
Gegen die Entſcheidung des Oberbergamts in den Fällen des 
§ 80f q Abſ. 1 und 2 findet innerhalb zwei Wochen von der Zu⸗ 
ſtellung an die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren bei dem Berg⸗ 
ausſchuſſe ſtatt. Die Anrufung des Bergausſchuſſes ſteht dem Berg⸗ 
werkseigentümer und den durch die Entſcheidung betroffenen wahl⸗ 
berechtigten Arbeitern oder den Arbeitervertretern zu. 
§ 192a Abſ. 3 erhält folgende Faſſung: 
Gegen die Entſcheidungen des Bergausſchuſſes iſt das Rechtsmittel 
der Reviſion bei dem Oberverwaltungsgerichte gegeben. 
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§ 194a Abſ. 8 erhält als Satz 2 folgenden Zuſatz: 
Das richterliche Mitglied (Abſ. 4) ift dem Landgerichte zu Hechingen 
zu entnehmen. 

Hinter § 194 a wird als § 194 b folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 

Für den Umfang der Monarchie wird durch den Miniſter für 

Handel und Gewerbe eine Bergbaudeputation gebildet, die ſich auf 
Erfordern des genannten Miniſters über bergtechniſche, bergpolizeiliche 
und ſonſtige das Gebiet des Bergbaues berührende Fragen zu äußern 
hat. Die näheren Vorſchriften über die Zuſammenſetzung und die 
Geſchäftsführung dieſer Deputation werden von dem Miniſter für 
Handel und Gewerbe erlaſſen. : 


Artikel V. 
§ 207 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

Übertretungen der Vorſchriften in den $$ 4, 10, 66, 67, 69, 
71, 72, 73, 74, 77, 80 fg Abſ. 5 Satz 3, Abſ. 7, Abſ. 8 Satz 2, 
93, 163, 200, 201, 203, 204, 205 werden mit Geldſtrafe bis zu 
einhundertfünfzig Mark und im Unvermögensfalle mit Haft beſtraft. 

§ 207 b erhält folgende Faſſung: 

Mit Geldſtrafe bis zu dreihundert Mark und im Unvermögens⸗ 
falle mit Haft wird beſtraft, wer ein Bergwerk betreibt und es unter⸗ 
läßt, den ihm nach den $$ 76 Abi. 3, 80 a, 80 f, 80 fa, 80 f b, 
80 fd, So fe, Sof g, 80 f 80fn Abſ. 1 und 2, § 80 fo Abſ. 4, 
§§ 80fp, 80 fr, 80fs und 80 h obliegenden Verpflichtungen nach- 
zukommen. 


Artikel VI. 
Abergangsbeſtimmungen. 


Die Angabe des Geſchäftskreiſes, der den in § 76 Abſ. 2 bezeichneten, bei 
Inkrafttreten dieſes Geſetzes bereits vorhandenen Perſonen ſowie den Aufſichts⸗ 
perſonen (§ 74) übertragen iſt, hat binnen drei Monaten nach Inkrafttreten des 
Geſetzes zu erfolgen. | 

Der $ 75 findet auf die bei Inkrafttreten dieſes Geſetzes anhängigen Fälle 
entſprechende Anwendung. 

Die durch dieſes Geſetz erforderlich werdenden Beſtimmungen über die 
Sicherheitsmänner und Anderungen der Beſtimmungen über die Arbeiterausſchüſſe 
müſſen ſpäteſtens ſechs Monate, die Wahlen der Sicherheitsmänner und Neu⸗ 
wahlen der Arbeiterausſchüſſe ſpäteſtens ein Jahr nach dem Inkrafttreten dieſes 
Geſetzes erfolgt ſein. 
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Die bisher beſtehenden ſtändigen Arbeiterausſchüſſe treten außer Wirkſam⸗ 
keit, ſobald die nach dieſem Geſetz erforderlichen Neuwahlen der ſtändigen Arbeiter⸗ 
ausſchüſſe erfolgt ſind. 

Mit der Ausführung dieſes Geſetzes wird der Miniſter für Handel und 
Gewerbe beauftragt. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Molde, an Bord M. Y. „Hohenzollern“, den 28. Juli 1909. 
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